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Rechtsanwalt 
Béla Gehrken 

von Lenz und Johlen 
Quelle: Lenz und Johlen

Öffentliches Recht. Ist ein Bebauungsplan
wegen schweren Fehlern bei der 
Umweltverträglichkeitsprüfung 
unwirksam und werden diese Mängel 
nicht beseitigt, kann die Baugenehmigung
angefochten werden.

OVG NRW, Beschluss vom 1. Februar 2019,
Az. 7 B 1360/18

Fehler im Bebauungsplan führt zu
unwirksamer Baugenehmigung

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DER FALL

Für das Hafencenter in Münster wurde im
Jahr 2017 eine Baugenehmigung erteilt;
entstehen sollte u.a. ein 3.000 m2 großer
Verbrauchermarkt mit ergänzenden Nut-
zungen. Allerdings hatte das OVG in
einem früheren Urteil den zugrunde lie-
genden Bebauungsplan für unwirksam
erklärt (Az. 7 D 53/16.NE). Grund war,
dass die Verkehrslärmvorbelastung unzu-
reichend ermittelt worden war. Die Stadt
Münster war der Ansicht, dass die

Umweltprüfung im Rahmen des Bebau-
ungsplanverfahrens genüge. Damit sei sie
der Pflicht zu einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nachgekommen – diese ist
für die bauaufsichtliche Zulassung des
Vorhabens nötig. Das OVG entschied
aber, dass der Umweltbericht geändert
und die Öffentlichkeit erneut beteiligt
werden muss. Das war noch nicht gesche-
hen, als ein Nachbar im Eilverfahren
gegen die Baugenehmigung klagte.
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DIE FOLGEN

Grundsätzlich gelten unterschiedliche
Maßstäbe, wenn ein Bebauungsplan
einerseits und eine Baugenehmigung
andererseits angefochten werden. Nun
hat das OVG im Eilverfahren des Nach-
barn entschieden, dass in der fehlerhaften
Umweltverträglichkeitsprüfung und der
fehlenden erneuten Öffentlichkeitsbeteili-
gung ein Verfahrensfehler liegt und die
Baugenehmigung unwirksam ist. Der Ver-
kehrslärm, den das Hafencenter auslösen
wird, war eine wesentliche Frage im
Bebauungsplanverfahren, denn schon
jetzt erreicht bzw. überschreitet der Lärm

dort die Schwelle zur Gesundheitsgefahr.
Damit ist ein wesentlicher Teil der
Umweltverträglichkeitsprüfung fehler-
haft. Da die Mängel im Bebauungsplan
noch bestanden, hatte der Nachbar keine
Möglichkeit, sich am Entscheidungspro-
zess zu beteiligen. Deshalb konnte er nach
§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 UmwRG gegen die
Baugenehmigung klagen. Dass er nicht
schon gegen einen Vorbescheid für das
Hafencenter vorgegangen war, ändert
nichts daran. Denn im Vorbescheid war
nicht abschließend geregelt, wie der Ver-
kehrslärm bewältigt werden sollte.
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WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung zeigt, welche weitrei-
chenden Konsequenzen Verfahrensfehler
im Zusammenhang mit Vorhaben haben
können, für die eine Umweltverträglich-
keitsprüfung durchgeführt werden muss.
Hierunter fallen auch Einkaufszentren
und großflächige Einzelhandelsbetriebe.
Schwerwiegende Mängel in einer
Umweltverträglichkeits- bzw. Umweltprü-

fung führen nicht nur dazu, dass ein
Bebauungsplan unwirksam ist. Auch eine
entsprechende Baugenehmigung kann
angegriffen werden – sogar wenn es mögli-
cherweise einen bestandskräftigen Vorbe-
scheid gibt. Umso wichtiger ist es daher,
dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung
bereits auf Bebauungsplanebene ord-
nungsgemäß erfolgt. ahl

Rechtsanwältin 
Sabrina Greubel 

von Hogan Lovells 
Quelle: Hogan Lovells

Mietrecht. Eine AGB-Klausel, mit 
der sich ein Vermieter das Recht 
vorbehält, den im Mietvertrag 
vorgesehenen Übergabetermin 
beliebig zu verschieben, 
ist unwirksam.

OLG Köln, Urteil vom 29. Januar 2019,
Az. 22 U 30/17

Vermieter darf Übergabetermin 
nicht beliebig verschieben
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DER FALL

Ein Vermieter hat im Jahr 2003 einem
Unternehmen Flächen in einem Einkaufs-
zentrum vermietet, das noch errichtet
werden sollte. Er verwendete dazu einen
formularmäßigen Mietvertrag, in dem er
sich das Recht vorbehalten hat, den Über-
gabetermin „aus welchen Gründen auch
immer“ zu verschieben. Der neue Termin
sollte dem Mieter möglichst zwei Monate

vorher verbindlich mitgeteilt werden. Die
Übergabe war zunächst für das Frühjahr
2005 geplant, der Mieter erhielt die Flä-
chen jedoch erst im September 2008. 2015
wollte er den Vertrag kündigen, unter
anderem weil die erforderliche Schrift-
form nicht eingehalten worden sei und es
sich bei dem Vertrag um AGB handele.
Darüber kam es zum Streit.
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DIE FOLGEN

Sowohl das LG als auch das OLG wiesen
die Klage ab; der Mietvertrag war nicht
wirksam gekündigt worden. Allerdings
stellte das OLG fest, dass formularvertrag-
liche Klauseln, die den Vermieter dazu
berechtigen, einen vereinbarten Termin
für die Übergabe von Mietflächen beliebig
und zeitlich unbegrenzt zu verschieben,

auch bei neu zu errichtenden Gebäuden
AGB-rechtswidrig und damit unwirksam
sind. Das Gericht begründet dies mit 
§§ 308 Abs. 1 Nr. 1, 307 BGB: Derjenige,
der eine Leistung zu erbringen hat, darf
sich dafür keine unangemessen lange
oder nicht hinreichend bestimmte Frist
vorbehalten.
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WAS IST ZU TUN?

Wird im Mietvertrag ein Übergabetermin
festgesetzt, ist Vorsicht geboten. Gerade
bei Projektentwicklungen hat der Vermie-
ter ein berechtigtes Interesse, die Über-
gabe einseitig verschieben zu können.
Doch das geht nicht grenzenlos. Zwar
können Vermieter weiterhin den Mietbe-
ginn an die Bezugsfertigkeit bzw. Über-
gabe der Mietflächen knüpfen. Um dies
aber auch formularvertraglich, d.h. in
AGB, wirksam zu vereinbaren, muss zu-
mindest der späteste Übergabetermin
innerhalb eines angemessenen Zeitrau-
mes festgelegt werden. Um eine AGB-
Klausel handelt es sich schon dann, wenn
der Verwender sie seinem Vertragspartner
vorgibt und nicht zur Verhandlung stellt.

Zudem muss vorgesehen sein, die je-
weilige Klausel in einer Vielzahl von Ver-
trägen zu verwenden, wobei die bloße
Absicht dazu schon ausreicht. Eine solche
Mehrfachverwendungsabsicht kann sich
auch aus der Gestaltung und der For-
mulierung der Regelung ergeben. Wurde
eine unwirksame Verschiebungsregelung
vereinbart, besteht das Risiko, dass der
Vermieter die Übergabe nicht einseitig
verschieben kann. Er müsste die Miet-
flächen dann sofort bzw. nach Ablauf
einer angemessenen Frist dem Mieter
übergeben. Sollte eine sofortige Übergabe
unmöglich sein, hat der Mieter je nach
Vertragskonstellation Ansprüche auf
Schadenersatz. ahl

Rechtsanwältin 
Dr. Anja Birkenkämper

von Kapellmann 
und Partner 

Quelle: Kapellmann und Partner

Architektenrecht. Ein Architekt kann 
wegen arglistigen Verhaltens haften, 
wenn er verschweigt, dass er einzelne
Gewerke nicht ordnungsgemäß 
überwacht hat. 

OLG Köln, Urteil vom 1. September 2016, 
Az. 3 U 204/13; (BGH, Beschluss vom 19. Dezember
2018, Az. VII ZR 243/16 NZB zurückgewiesen)

Wer Fehler bei der Überwachung
verschweigt, der haftet
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DER FALL

In dem Rechtsstreit geht es darum, wer die
Beseitigung von Dachmängeln eines neu
gebauten Altenpflegeheims bezahlen
muss. Der beklagte Architekt hatte den
Neubau geplant und auch seine Errich-
tung überwacht. Im Jahr 2003 sind die
Dachabdichtungsarbeiten abgenommen
worden, und acht Jahre später kam es zu
einem Wasserschaden, der durch Undich-
tigkeiten im Dach verursacht wurde. Erst-
instanzlich stellte der Sachverständige
fest, dass die Dacharbeiten fehlerhaft aus-

geführt wurden und dies im Rahmen einer
ordnungsgemäßen Objektüberwachung
hätte festgestellt werden müssen. Den-
noch wies das Landgericht die Klage aus
Verjährungsgründen ab: Die fünfjährige
Verjährungsfrist sei abgelaufen und die
Klägerin könne sich nicht darauf berufen,
dass der Architekt bewusst verschwiegen
habe, dass er die Arbeiten nicht überwacht
hat. Über diese sogenannte Arglisthaf-
tung des Architekten streiten die Parteien
nun im Berufungsverfahren.
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DIE FOLGEN

Auch das Berufungsgericht entscheidet,
dass der Bauherr keinen Anspruch darauf
hat, dass ihm die Mängelbeseitigungskos-
ten erstattet werden, weil die Verjährungs-
frist abgelaufen ist. Mit Blick auf die Arg-
listhaftung des Architekten sagt das
Gericht, dass es ausreicht, wenn sich die
Arglist nicht auf den Mangel am Gebäude
selbst bezieht, sondern darauf, dass der
Architekt eine Leistung, die er eigentlich
erbringen sollte, nicht erbracht hat. Ob
ihm dabei bewusst war, dass ein Bauman-
gel besteht, ist nicht entscheidend. Dies

gilt auch dann, wenn der Architekt nur
einzelne der überwachungspflichtigen
Gewerke nicht überwacht hat und dies
bewusst verschweigt. Hier konnte das
Berufungsgericht aber nicht feststellen,
dass der Architekt die Abdichtungsarbei-
ten am Dach gar nicht oder nur unzurei-
chend überwacht hat. Deshalb hat es die
Berufung der Klägerin zurückgewiesen.
Die Revision wurde nicht zugelassen, und
der BGH wies die Beschwerde dagegen
zurück.
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WAS IST ZU TUN?

Das Urteil des Oberlandesgerichts Köln
lockert die Anforderungen an die Arglist-
haftung des Architekten und lehnt sich
dabei an die höchstrichterliche Recht-
sprechung an. Voraussetzung für eine sol-
che Arglisthaftung bleibt aber immer, dass
der Architekt das Bewusstsein hat, dass
eine Überwachung eigentlich notwendig
gewesen wäre. Der Kläger muss in solchen

Fällen nachweisen, dass die Vorausset-
zungen eines arglistigen Verhaltens des
Architekten vorliegen – in der Praxis schei-
tern derartige Klagen aus diesem Grund
häufig. Dem Architekten ist im eigenen
Interesse zu empfehlen, dass er seine
Überwachungstätigkeit sorgfältig doku-
mentiert und diese Unterlagen langfristig
aufbewahrt. ahl

Rechtsanwalt 
Andreas Gerstmeier 

von Dornbach 
Quelle: Dornbach

Grundstücksrecht. Ein
Grundstückseigentümer hat Anspruch
darauf, dass sein Nachbar Zweige, die 
von seinem Grundstück herüberragen,
zurückschneidet. Dieser Anspruch 
verjährt aber nach drei Jahren.

BGH, Urteil vom 22. Februar 2019,
Az. V ZR 136/18

Anspruch auf Rückschnitt von
herüberragenden Ästen verjährt
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DER FALL

Die Parteien in diesem Rechtsstreit sind
Eigentümer benachbarter Grundstücke.
Ihre Grundstücke liegen nicht nebenei-
nander, sondern stoßen rechtwinklig auf-
einander und umgrenzen das Grundstück
eines dritten Nachbarn. Alle drei Grund-
stücke haben einen gemeinsamen Grenz-
punkt. In der Nähe dieses Grenzpunkts
steht eine Fichte, deren Stamm teilweise

auf dem Grundstück des Beklagten und
teilweise auf dem Grundstück des dritten
Nachbarn steht. Äste des Baums ragen auf
das Grundstück der Klägerin und sie for-
dert den Beklagten nun auf, die Zweige
und Äste zurückzuschneiden. Das Amts-
gericht hat die Klage abgewiesen, und
auch die Berufung ist erfolglos geblieben.
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DIE FOLGEN

In der Sache bestätigte der BGH die Auf-
fassung des Berufungsgerichts: Es lag
keine Streitgenossenschaft vor, und der
dritte Nachbar musste nicht auch verklagt
werden. Bei einem Grenzbaum gehört
jedem Grundstückseigentümer der Teil
des Baums, der sich auf seinem Grund-
stück befindet. Demnach ist jeder Eigen-
tümer für diesen Teil auch umfassend 
verkehrssicherungspflichtig und daher
grundsätzlich auch nur für die Beeinträch-
tigungen in Anspruch zu nehmen, die von
seinem Baumteil ausgehen. Zurück-
schneiden muss der Beklagte die Äste
dennoch nicht. Denn der BGH hält an sei-

ner ständigen Rechtsprechung fest,
wonach der Anspruch des Grundstücks-
eigentümers auf Zurückschneiden herü-
berragender Äste (§ 1004 I BGB) nach drei
Jahren verjährt (§§ 195, 199 BGB). Dabei
entsteht der Anspruch auf Beseitigung in
dem Moment, in dem das Eigentum des
Nachbarn durch die herüberwachsenden
Äste beeinträchtigt wird. Nimmt er diese
Störung allerdings länger als drei Jahre
hin, kann er – im Interesse des Rechtsfrie-
dens – nicht mehr verlangen, dass die Äste
noch zurückgeschnitten werden. Dies war
hier der Fall.
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WAS IST ZU TUN?

Wer Eigentümer eines Grundstücks ist,
wird immer wieder erleben, dass Zweige
und Äste von Nachbargrundstücken
hinüberragen. Als Eigentümer hat man
Anspruch darauf, dass die Äste zurückge-
schnitten werden – aber man sollte nicht
zu lange warten, das auch einzufordern.
Sobald das Eigentum durch das Wachs-
tum der Äste beeinträchtigt wird, beginnt
die dreijährige Verjährungsfrist zu laufen.

Bei einer Grenzbepflanzung muss darauf
geachtet werden, von welchem Teil der
Bepflanzung die Störung ausgeht. Denn es
kann nur der Grundstückseigentümer in
Anspruch genommen werden, dem dieser
Teil gehört. Sollte der Anspruch verjährt
sein, kann man unter den Voraussetzun-
gen des Selbsthilferechts (§ 910 BGB) die
herüberragenden Zweige selbst abschnei-
den und behalten. ahl

ANZEIGE


